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§. 60. 
 

(1) Erscheint bei einer Klage, welche bei einem Gerichtshofe erster Instanz angebracht wurde, die vom 
Kläger angegebene Summe, zu deren Annahme an Stelle der angesprochenen Sache er sich erboten hat (§ 56 
Absatz 1), oder die im Sinne des §. 56 Absatz 2 erfolgte Bewertung des Streitgegenstandes übermäßig hoch 
gegriffen, so kann das Gericht, wenn es zugleich wahrscheinlich ist, dass bei richtigerer Bewertung des 
Streitgegenstandes dieser die für die Zuständigkeit des Gerichtshofes oder für die Besetzung des Gerichtes (§ 7a) 
maßgebende Wertgrenze nicht erreichen dürfte, von amtswegen die ihm zur Prüfung der Richtigkeit der 
Wertangabe nöthig erscheinenden Erhebungen und insbesondere die Einvernehmung der Parteien, die Vornahme 
eines Augenscheines und, wenn es ohne erheblichen Kostenaufwand und ohne besondere Verzögerung 
geschehen kann, auch die Begutachtung durch Sachverständige anordnen. Dies kann erforderlichenfalls auch 
schon vor Anberaumung der mündlichen Verhandlung geschehen. 

(2) Als Wert einer grund- oder hauszinssteuerpflichtigen unbeweglichen Sache ist jener Betrag anzusehen, 
welcher als Steuerschätzwert für die Gebürenbemessung in Betracht kommt. 

(3) Muss infolge der Ergebnisse solcher Erhebungen und Beweisführungen die Streitsache von dem 
Gerichtshofe an das Bezirksgericht abgetreten werden, so hat der Kläger die durch diese Erhebungen und 
Beweisführungen entstandenen Kosten zu tragen oder zu ersetzen.  Dasselbe gilt, wenn nach dem Ergebnisse 
solcher Erhebungen und Beweisführungen der mit mehr als 500 000 S angegebene Wert des Streitgegenstandes 
den Betrag von 500 000 S nicht übersteigt (§ 7a). 

(4) Außer dem in Absatz 1 bezeichneten Falle ist die in der Klage enthaltene Bewertung des 
Streitgegenstandes in Ansehung der Zuständigkeit und der Besetzung des Gerichtes (§ 7a) sowohl für das 
Gericht als für den Gegner bindend. 


